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AfD-Fraktion im Rat der Stadt Bochum 
Willy-Brandt-Platz 2-6    
44777 Bochum 

 
 
 
 
 
Herrn Oberbürgermeister der Stadt Bochum 
Jörg Lukat 

 

    Bochum, den 17. Juni 2026 

 

Anfrage der Fraktion der AfD 

Zusammenarbeit der Stadt mit dem anscheinend linksextremistischen Verein „Quartiershalle in der 
KoFabrik eV.“ 

 

Mit Datum vom 12. Juni 2026 haben wir der Stadt eine ordnungswidrige Plakatierungsaktion des Vereins „Quartiershalle 

in der KoFabrik eV.“ in einem weiten Bereich in der Innenstadt angezeigt. Die Plakate bewarben eine Veranstaltung des 

Vereins bzw eine von diesem Verein zumindest unterstützte Veranstaltung in seinen Räumlichkeiten. Diese fand am 7.6. 

in der sogenannten „KoFabrik“ in der Stühmeyerstraße statt. Im Kontext und zur Bewerbung dieser Veranstaltung wurde 

explizit zur „Verhinderung“ des AfD-Bundesparteitags am 4.7. aufgerufen. Die Veranstaltung wurde insbesondere auf 

Instagram mit dem Aufruf „AfD-Parteitag verhindern“ wie folgt beworben: 

 

 

Die QR-Codes führen auf diese Webseite, mit der der „große Kampagnenhöhepunkt“ in der KoFabrik beworben wird: 
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Diese Veranstaltung am 7.6. in der KoFabrik wurde wiederum vom og Verein selbst wie folgt angekündigt: 
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Der Verein gibt auf seiner Webseite an, sowohl mit der Stadt Bochum, wie den Stadtwerken Bochum, einer städtischen 

Tochter, zu „kooperieren“: 

 

 

 

 

 



 

4/5 

 

Hierzu frage ich an: 

 

1. Wie beurteilt die Stadtverwaltung die „Kooperation“ mit dem Verein „Quartiershalle in der KoFabrik eV.“, auf 

dessen Veranstaltungen bzw. zumindest in dessen Räumlichkeiten offen gegen den gesetzlich vorgeschriebenen 

Parteitag einer in Deutschland zugelassenen Partei agitiert wird? 

2. Welcher Art ist die „Kooperation“ zwischen dem Verein und der Stadt Bochum? 

3. Wie beurteilt die Stadtverwaltung die Zusammenarbeit bzw. städtische Unterstützung eines solcherart agierenden 

Vereins, insbesondere unter dem Gesichtspunkt, dass es gemäß §7 Versammlungsgesetz NRW verboten ist, „in 

der Absicht, nicht verbotene Versammlungen zu verhindern oder ihre Durchführung zu vereiteln oder wesentlich 

zu erschweren, Handlungen vorzunehmen, die auf die Förderung von in Nummer 1 beschriebenen Handlungen 

gegen bevorstehende Versammlungen gerichtet sind“ – worunter die in den Vereinsräumen durchgeführte 

Veranstaltung sicherlich zählt. 

4. Wie beurteilt die Stadtverwaltung die Zusammenarbeit bzw. städtische Unterstützung eines solcherart agierenden 

Vereins, insbesondere unter dem Gesichtspunkt, dass die grobe Störung von nicht verbotenen Versammlungen 

gemäß §21 Versammlungsgesetz eine Straftat darstellt; mithin der Aufruf, eine gesetzlich zulässige 

Versammlung wie den Bundesparteitag der AfD am 4.7.2026 zu „verhindern“ nur als Aufruf zu einer Straftat 

verstanden werden kann, da sich ohne zumindest grobe Störungen ein solcher Parteitag eben nicht rechtstreu 

verhindern lässt? 

5. Ist der Verwaltung bekannt, dass in den Räumlichkeiten des Vereins auch parteipolitische Veranstaltungen 

stattfinden, insbesondere der Partei „Die Linke“, so unserer Kenntnis nach am 15.7.2025, am 29.7.2025, und am 

11.11.2025, sowie der Linken und der DKP im Rahmen eines „Ostermarsches“ am 5.4.2026? 

6. Wie beurteilt die Stadt im Rahmen dieser parteipolitischen Veranstaltungen jegliche städtische Förderung des 

Vereins? Ist diese zulässig? 

7. Wenn sie zulässig ist, müsste der Verein die Räumlichkeiten dann auch zwingend für andere Parteien öffnen? 

Wenn nein, warum nicht und welche Auswirkungen hat das auf die Förderung durch die Stadt? 

8. Falls 7. mit Ja beantwortet wird und der Verein einer solchen Öffnung nicht nachkommt: Welche Auswirkungen 

hätte das auf die Zusammenarbeit mit bzw. Förderung durch die Stadt? 

9. Ist der Verwaltung bekannt, dass in den Räumlichkeiten des Vereins am 8. Mai 2024 sowie am 9. Mai 2025 

jeweils eine Veranstaltung der vom Verfassungsschutz beobachteten linksextremistischen „Roten Hilfe“ stattfand? 

10. Wie beurteilt die Verwaltung die Zusammenarbeit der Stadt mit einem Verein, in dessen Räumlichkeiten 

regelmäßig von Linksextremisten durchgeführte Veranstaltungen stattfinden, angesichts des von der Stadt 

werbewirksam am 4. Februar 2025 erklärten „Bochumer Versprechens“, indem sie „politischen und religiösen 

Extremismus in jeglicher Form“ verurteilt? Wie verhält sich diese „Verurteilung“ zum hier vorliegenden 

praktischen Handeln der Stadt? 

11. Wie beurteilt die Verwaltung die Zusammenarbeit der Stadt mit einem Verein, der ausweislich seiner 

Veranstaltungen eine offensichtlich linksextremistische Grundausrichtung hat, hinsichtlich des staatlichen 

Neutralitätsgebotes? 

12. Welche Zahlungen sind wann und auf welcher Grundlage von der Stadt Bochum, ihrer Tochter Stadtwerke oder 

anderer städtischen Unternehmen an den Verein geflossen? 

13. Wie beurteilt die Stadt Bochum die Einhaltung des Erbbaurechtsvertrags sowie des Kooperationsvertrages 

zwischen der Stadt Bochum und der derzeitigen Eigentümerin des Gebäudes „Stühmeyerstraße 33“, der „Montag 

Stiftung Urbane Räume“, die von dieser eine „gemeinwohlorientierte Entwicklung“ fordern? Sieht es die Stadt 

als „gemeinwohlorientiert“ an, wenn in den Räumlichkeiten des Vereins zu demokratiefeindlichen und 
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vermutlich auch rechtswidrigen Aktionen aufgerufen wird sowie ausschließlich parteipolitische Ve ranstaltungen 

von Parteien aus dem linksradikalen Spektrum abgehalten werden? 

14. Wie kontrolliert die Stadtverwaltung, dass die von der „Montag Stiftung Urbane Räume“ bzw. deren 

Tochtergesellschaft „Urbane Nachbarschaft Imbuschplatz gGmbh“ erzielten Überschüsse aus der Vermietung 

der Immobilie Stühmeyerstraße 33 „dauerhaft für gemeinwohlorientierte Projekte im Quartier zur Verfügung 

stehen“, wie es im Kooperationsvertrag vereinbart wurde? 

15. Sowie, zur Beantwortung im nichtöffentlichen Teil: Wie hoch ist der derzeit von der Montag Stiftung bzw. der 

„Urbane Nachbarschaft Imbuschplatz gGmbh“ an die Stadt Bochum geleistete Erbbauzins für das Grundstück 

der KoFabrik? 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Ulrich Fuchs 
Vorsitzender AfD-Fraktion im Rat der Stadt Bochum 




